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Vorwort 

Diese Untersuchung ist aus einem Gutachtenauftrag des Innenministers des Lan-
des Brandenburg hervorgegangen. Der Innenminister hatte um die Erstellung eines 
Rechtsgutachtens zur Frage der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit des Orts- und 
Amtsgemeindemodells der Enquetekommission des Brandenburgischen Landtages 
(Abschlußbericht vom 23. April 1999, Landtagsdrucksache 2/6260) gebeten. Das 
brandenburgische Amts- und Ortsgemeindemodell gibt Gelegenheit, die Verfas-
sungslegitimität aufgabenverteilender Gesetze jenseits aller Gemeinde- und Funk-
tionalreformmodelle paradigmatisch aufzuzeigen. Hierin liegt die über die Landes-
grenzen hinausreichende Bedeutung von Fragestellung und Untersuchung. Die 
Analyse des Amts- und Ortsgemeindemodells macht die verfassungsrechtliche Un-
tersuchung auch der niedersächsischen Samtgemeinde und der rheinland-pfälzi-
schen Verbandsgemeinde notwendig, da sich die Enquetekommission bei der Kon-
zeption des Orts- und Amtsgemeindemodells ganz wesentlich von diesen beiden 
"Gemeindetypen" hat leiten lassen, ohne allerdings einen eigenständigen Weg aus-
zuschließen. Insofern wird zugleich mit der Untersuchung des Orts- und Amtsge-
meindemodells ein Beitrag zur verfassungsrechtlichen Aufarbeitung und Analyse 
der Kommunalstrukturen in Niedersachsen und Rheinland-Pfalz geleistet. 

Prof Dr. Michael Nierhaus 
Ass. iur. Ihno Gebhardt 
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A. Gegenstand der Untersuchung 

Die nachfolgenden Untersuchungen gehen auf die folgenden Fragen ein: 

1. Der Bericht der Enquetekommission geht davon aus, daß es sich bei der Amts-
gemeinde um eine Gemeinde handelt, die dem Schutz des Art. 28 GG (Art. 97 
LV) unterfällt. Gleichzeitig soll aber auch die Ortsgemeinde Gemeindequalität 
besitzen. Ist ein solches zweistufiges Gemeindemodell - ggf. unter welchen 
Voraussetzungen - verfassungsrechtlich zulässig? Können verfassungsrecht-
liche Risiken bei dem von der Enquetekommission vorgeschlagenen Amtsge-
meindemodell durch die konsequente Ausgestaltung der Amtsgemeinde als Ge-
meindeverband ausgeschlossen werden? 

2. Welche Konsequenzen ergeben sich bei einem verfassungsrechtlich zulässigen 
Amtsgemeindemodell 

a) für die Aufgabenverteilung und -zuweisung im Verhältnis Amts- /Ortsge-
meinde (insbesondere auch Prüfung der Kompetenz-Kompetenz der Amts-
gemeinde, Aufgaben der Ortsgemeinden an sich ziehen zu können, [Ab-
schlußbericht der Enquetekommission, S. 33])? 

b) für die Finanzausstattung der Amtsgemeinde (insbesondere auch auf die Zu-
weisung von Steuern an die Amtsgemeinden, die kraft Bundesrecht den Ge-
meinden zustehen, z. B. [Abschlußbericht EK] S. 37, 39)? 

3. Gibt es verfassungsrechtliche Vorgaben für die Gewichtung einzelner Kriterien 
im Abwägungsprozess für ein bestimmtes Organisationsmodell (z. B. Vorrang 
der Leistungsfähigkeit gegenüber bürgerschaftlichen Mitwirkungsmöglich-
keiten)? 

4. Gibt es verfassungsrechtliche oder verfassungspolitische Gründe, die die Fort-
entwicklung der Ämterverfassung des Landes Brandenburg und die Einführung 
einer direkten demokratischen Legitimation der Organe des Amtes (Amtsaus-
schuß und Amtsdirektor) erforderlich machen, weil die Ämter in erheblichen 
Maße Selbstverwaltungsaufgaben wahrnehmen? 

5. Ergeben sich aus dem Umstand, daß die Ämterverfassung im Jahr 1991 in Kraft 
getreten und die Ämterbildung zum Teil erst 1993 abgeschlossen wurde (und 
beispielsweise auch aus dem Umstand, daß in diesem Jahr die Mehrzahl der 
Amtsdirektoren neu gewählt werden), Vertrauensschutzgesichtspunkte, die bei 
einer erneuten Gemeindestrukturreform zu berücksichtigen sind? 

6. Gibt es verfassungsrechtliche Bedenken, auch die Ämter nach Modell 2, d. h. 
mit einer geschäftsführenden amtsangehörigen Gemeinde, in Amtsgemeinden 
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umzuwandeln; wäre hier die Bildung von Einheitsgemeinden weniger risiken-
behaftet?" 

7. Das vorgeschlagene Orts- und Amtsgemeindemodell gibt Anlaß, die Frage nach 
der verfassungsrechtlichen Qualifizierung der Orts- und Amtsgemeinde und ih-
rer wechselseitigen Rechtsbeziehungen zu stellen (vgl. hierzu Sondervotum 
Humpert, Abschlußbericht EK, S. 78/79). 

Auf Nachfrage hat das Innenministerium mit Schreiben vom 20. Mai 1999 er-
klärt, daß im Gutachten [Abschlußbericht] selbst expressis verbis eine Aufteilung 
der Gemeindequalität auf Amtsgemeinde und Ortsgemeinde nicht angesprochen 
wird. Aus den Unterlagen (Schreiben von Prof. Püttner vom 19. 3. 1999 und Aus-
schußprotokoll 2/1188, S. 8) wird deutlich, daß eine solche Vorstellung jedoch bei 
den Formulierungen der Enquetekommission "im Raum gestanden" hat. 



B. Untersuchung 

I. Ausgangslage und Rechtsvergleich 

Durch Gesetz vom 15. Oktober 1993 hat sich der Brandenburgische Landtag für 
die Einführung von Ämtern im Land Brandenburg entschieden. Dabei verfolgte er 
die Zielsetzung, die Verwaltungsschwäche vieler der damals 1787 kreisangehöri-
gen Gemeinden Brandenburgs auszugleichen und ihre Verwaltungskraft zu stärken. 
Durch Kreisgebietsreform vom 24. Dezember 19921 wurde die Anzahl der Kreise 
von 38 auf 14, die der kreisfreien Städte von 6 auf 4 reduziert, um diese den heuti-
gen komplexen Selbstverwaltungsanforderungen anzupassen und ihnen weitere 
Aufgaben des über- und zentral örtlichen Wirkungskreises übertragen zu können.2 

Diese bei den Reformen waren die (Vor)Bedingung zur Vermeidung einer kommu-
nalen Gebietsreform großen Stils. Die politische Maxime war: Verwaltungs- statt 
Gebietsreform mit dem Ziel, durch die "Verwaltungshilfseinrichtungen" der Ämter 
(Köstering) die Erhaltung der Selbstverwaltung in den kleinen Gemeinden zu er-
möglichen. 

Ebenso wie Mecklenburg-Vorpommern hat sich das Land Brandenburg mit der 
Einführung der Ämterverfassung für ein kommunalverfassungsrechtliches Modell 
entschieden, das vor der Vereinigung nur noch in Schleswig-Holstein existierte. 
Die bereits in den 60er und 70er Jahren in den alten Bundesländern über die Ver-
einbarkeit der Ämterverfassung mit der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie 
des Art. 28 Abs. 2 GG geführte Diskussion, die in den 90er Jahren, wenn auch in 
abgeschwächter Form, eine Neuauflage in Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommem erfuhr, läßt für die Beurteilung der kommunalverfassungsrechtlichen 
Ausgangslage und des möglicherweise bestehenden Reformbedarfs im Land Bran-
denburg zusätzlich einen grenzüberschreitenden und rechtsvergleichenden Blick 
auf die Ämterverfassungen Schleswig-Holsteins und Mecklenburg-Vorpommems 
sinnvoll erscheinen. 

I Gesetz zur Neugliederung der Kreise und kreisfreien Städte sowie zur Änderung weiterer 
Gesetze (Kreis- und Gerichtsneugliederungsgesetz - KGNGBbg), GVBI. I, S. 546. 

2 Einzelheiten bei Bracker, Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, Kommentar, 
Einführung zur Amtsordnung, Loseblatt, Std. 6/94, Rdnrn. I ff.; Nierhaus. in: ders. (Hrsg.), 
Kommunale Selbstverwaltung - Europäische und Nationale Aspekte, KWIS, Bd. I, 1996, 
S. 45 ff.; Jann. in: ders. (Hrsg.), Berlin-Brandenburg - Chance der Erneuerung von Landes-
verwaltungen, KWIS, Bd. 2, 1997, S. 53 ff. 
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